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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Der Bundesrat hat in seiner 160. Sitzung am 15. Juni 1956 be- 
schlossen, den mit Begründung beigefügten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes zur Erhebung einer Abgabe 
„Notopfer Berlin“ 

gemäß Artikel 76 Abs. 1 des Grundgesetzes beim Deutschen Bundes- 
tag einzubringen. 

Gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes übersende ich den Ent- 
wurf mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages herbei- 
zuführen. 

Die Bundesregierung legt ihre Auffassung zu dem Entwurf wie 
folgt dar: 

„Der Entwurf des Bundesrates sieht den Wegfall der Abgabe 
„Notopfer Berlin“ der natürlichen Personen mit Wirkung vom 
1. Oktober 1956 ab vor. 

Nach dem Vorschlag des Bundesrates soll der Wegfall der Abgabe 
„Notopfer Berlin“ für die natürlichen Personen an die Stelle der 
vom Bundestag in Aussicht genommenen — in der Sitzung vom 
5. Juli 1956 nunmehr beschlossenen — durchgehenden Senkung 
des Einkommensteuertarifs treten. Nach der Begründung seines 
Gesetzentwurfs geht der Bundesrat davon aus, daß daneben auf 
dem Gebiet der Einkommensteuer noch weitere Maßnahmen ge- 
troffen werden sollen. Er nennt dort in erster Linie die Einfüh- 
rung eines Ehefrauenfreibetrags für die Hausfrau und mithel- 
fende Ehefrau, eine Erhöhung des Werbungskostenpauschales der 
Arbeitnehmer und die Einführung eines Arbeitnehmerfreibetrags 
sowie eine Änderung des § 10 EStG durch Herabsetzung der 
für die steuerbegünstigten Kapitalansammlungsverträge geltenden 
Festlegungsfristen. Aus inzwischen durchgeführten Besprechungen 
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mit den Finanzministern der Länder geht hervor, daß der Bun- 
desrat voraussichtlich alle inzwischen vom Bundestag beschlosse- 
nen Maßnahmen auf dem Gebiete der Einkommensteuer- und 
Körperschaftsteuer mit Ausnahme der Tarifsenkung — in diesen 
ist der Lohnsteuerfreibetrag nicht enthalten, dafür aber neben 
kleineren Maßnahmen noch die Erhöhung der Freigrenze für das 
zweite Kind — übernehmen wird. 

Durdi diese vom Bundesrat in Aussicht genommenen Maßnahmen 
in Verbindung mit der vom Bundestag beschlossenen Umsatz- 
steuerermäßigung für den Mittelstand würde sich für den Bund 
unter Berücksichtigung der vom Bundestag beschlossenen Ände- 
rungen ein Steuerausfall von rd. 1900 Mio DM ergeben. Dieser 
wäre um 700 Mio DM höher als der Ausfall von rd. 1200 
Mio DM, der sich nach den Beschlüssen des Bundestages ergibt. 
(Selbst wenn die Umsatzsteuermaßnahme angesichts der beschlos- 
senen Gewerbesteuersenkung in Wegfall käme, würde noch ein 
Mehrausfall für den Bund von rd. 350 Mio DM verbleiben, für 
den ein Ausgleich nicht zu erwarten ist. Der vom Bundesfinanz- 
minister in Kauf genommene Jahresausfall von rd. 1200 Mio DM 
für die Jahre 1957 und 1958 stellt aber in Verbindung mit dem 
gesamten Ausgabenprogramm und den schon bisher durchgeführ- 
ten Steuersenkungen den höchstmöglichen Betrag dar, der haus- 
haltsmäßig vertreten werden könnte. 

Die Bundesregierung sieht sich idaher entsprechend ihren schon in 
der Sitzung des Bundesrates vom 15. Juni 1956 geäußerten Be- 
denken nicht in der Lage, dem Bundestag die Annahme des Ge- 
setzentwurfs des Bundesrates zu empfehlen.“ 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 


Dr. h. c. Blücher 



Anlage 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Erhebung einer Abgabe 
„Notopfer Berlin“ 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz zur Erhebung einer Abgabe 
„Notopfer Berlin“ (NOG 1955) vom 16. De- 
zember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 422) in der 
Eassung des Ersten Gesetzes zur Änderung 
des Einkommensteuergesetzes in der Fassung 
vom 21. Dezember 1954 (Bundesgesetzbl. I 

S. 441), des Körperschaftsteuergesetzes in der 
Fassung vom 21. Dezember 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 467) und des Gesetzes zur Er- 
hebung einer Abgabe „Notopfer Berlin“ vom 
4. Juli 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 384) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

4 2 

Abgabepflicht 

Abgabepflichtig sind Körperschaften, 
Personenvereinigungen und Vermögens- 
massen, die 

a) nach § 1 des Körperschaftsteuerge- 
setzes unbeschränkt körperschaft- 
steuerpflichtig sind oder 

b) nach § 2 Abs, 1 Ziff. 1 oder Absatz 2 

des Körperschaftsteuergesetzes be- 
schränkt körperschaft steuerpflichtig 

sind und zur Körperschaftsteuer ver- 
anlagt werden.“ 

2. Die §§ 3 bis 6 werden gestrichen. 

3. In den §§ 7, 8 Abs. 1 und 2, 9 Abs. 1 
und 2, 10 (einschließlich der Überschrift) 
und 11 {einschließlich der Überschrift) 


werden jeweils die Worte „Abgabe der 
Körperschaften“ durch die Worte ,Ab- 
gabe „Notopfer Berlin“ ' ersetzt. 

4. Im § 9 Abs. 1 erhält der letzte Satz fol- 
gende Fassung: 

„Die Zinsen aus den in § 43 Abs. 1 Ziff. 3 
bis 6 des Einkommensteuergesetzes be- 
zeichneten festverzinslichen Wertpapieren, 
bei denen die Körperschaftsteuer durch 
Abzug vom Kapitalertrag (Kapitalertrag- 
steuer) erhoben worden ist, bleiben bei 
der Ermittlung des Einkommens außer 
Ansatz.“ 

5.1m § 11 werden die Worte „§ 6“ durch 
die Worte ,y§ 20 des Körperschaftsteuer- 
gesetzes“ ersetzt. 

6. § 14 erhält folgende Fassung: 

4 14 

Ausschluß des Abzugs der Abgabe 
„Notopfer Berlin“ 

Die Abgabe „Notopfer Berlin“ kann 
bei der Ermittlung des Einkommens und 
bei der Ermittlung des Gewerbeertrags 
nicht abgezogen werden.“ 

7. Im § 15 wird der zweite Satz gestrichen. 

8. § 16 erhält folgende Fassung: 

4 16 

Zuständigkeit 

Die Abgabe „Notopfer Berlin“ wird 
für Rechnung des Bundes von denFinanz- 
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ämtern verwaltet. Sie ist an den Bundes- 
mlnlster der Finanzen abzuführen.“ 

9. § 17 erhält folgende Fassung: 

4 17 

Ermächtigung 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
zur Durchführung dieses Gesetzes Rechts- 
verordnungen über die kassenmäßige Be- 
handlung der Abgabe „Notopfer Berlin“ 
zu erlassen.“ 


10. Die bisherige Abschnittseinteilung (I bis 
VI) fällt weg. 

Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1956 in 
Kraft. 


Begründung 


Die allseitig erhobenen Forderungen auf 
Durchführung von Steuersenkungen, die sich 
insbesondere auch auf eine spürbare Ent- 
lastung des Steuerzahlers auf dem Gebiete 
der Steuern vom Einkommen richten, sind 
volkswirtschaftlich berechtigt. Sie sind auch* 
bei der derzeitigen Finanzlage des Bundes 
vertretbar. Eine Senkung der Einkommen- 
steuer, die zu Vs die Länder treffen würde, 
ist jedoch mit der Flaushaltslage der Länder 
nur In beschränktem Umfange zu verein- 
baren. Insbesondere wäre eine an sich wün- 
schenswerte allgemeine Senkung des Tarifs 
der Einkommensteuer in fühlbarem Ausmaß 
für die Länderhaushalte zur Zeit untragbar. 
Damit erweist sich, daß die gewünschte 
steuerliche Entlastung der Einkommen nicht 
in erster Linie Im Wege einer Senkung der 
Einkommensteuer verwirklicht werden kann. 

Als die richtige Form der angestrebten 
steuerlichen Entlastung bietet sich der in dem 
Gesetzentwurf vorgesehene Wegfall der Ab- 
gabe „Notopfer Berlin'^ an. Die dahingehende 
Maßnahme vereinigt In sich folgende Vor- 
züge: 

l.Der Wegfall der Abgabe „Notopfer Ber- 
lin“, deren Tarif — gemessen an der Ein- 
kommensteuer — die untersten Einkom- 
men relativ am stärksten und die höchsten 
Einkommen am niedrigsten belastet, führt 
zu einer sozial gestaffelten Entlastung 
sämtlicher Einkommen dergestalt, daß die 
untersten Einkommen eine Entlastung von 
rund 23 v. Fi,, die hohen Einkommen eine 
solche von rund 7 v. H. der Einkommen- 
steuer erfahren. Der Wegfall der Abgabe 
„Notopfer Berlin“ erweist sich hiernach 
als wesentlich wirksamer als eine gestaffelte 


Senkung des Einkommensteuertarifs, wie 
sie zur Zeit von vielen Seiten gefordert 
wird, 

2. Der Wegfall der Abgabe „Notopfer Ber- 
lin“ bedeutet eine wesentliche steuerliche 
Vereinfachung, die nicht nur von den 
Finanzämtern, sondern in ganz beson- 
derem Maße auch von den Arbeitgebern 
und deren Lohnbüros begrüßt werden 
wird. 

3. Der Wegfall der Abgabe „Notopfer Ber- 
lin“ als einer Bundessteuer trifft den rich- 
tigen Steuergläubiger, nämlich den Bund. 

Der Gesetzentwurf beschränkt sich aus haus- 
haltsmäßigen Gründen auf die Beseitigung 
der Abgabe der natürlichen Personen, an 
deren steuerlicher Entlastung ein vordring- 
liches Interesse besteht. 

Um diese steuerliche Entlastung möglichst 
rasch wirksam werden zu lassen, wird als 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der 1. Oktober 
1956 vorgesehen. Ein Inkrafttreten zum 
L. Januar 1957 könnte nach Auffassung des 
Bundesrates hingenommen werden, wenn 
damit ein einheitlicher Termin aller zur Zeit 
erwogenen Steuersenkungen erreicht werden 
könnte. 

Der Wegfall der Abgabe „Notopfer Berlin“, 
beschränkt auf die natürlichen Personen, be- 
deutet für den Bund einen Steuerausfall von 
rund 1 Milliarde DM jährlich. Dieser Steuer- 
ausfall bietet noch Spielraum genug, um da- 
neben auch auf dem Gebiete der Einkom- 
mensteuer gewisse Maßnahmen von beson- 
derer sozialer Dringlichkeit durchzuführen. 
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Es kommen in diesem Zusammenhang in Be- 
tracht: 

1. eine Erhöhung des tariflichen Ehefrauenfrei- 
betrags, insbesondere im Hinblick auf die 
Belange der Hausfrau und der mithelfen- 
den Ehefrau; 

2. eine Erhöhung der Werbungskostenpau- 
schale der Arbeitnehmer, die die Arbeit- 
nehmer entlasten, aber vor allem auch die 
Verwaltungsarbeit der Finanzämter ver- 
einfachen soll; 


3. die Einführung eines echten Arbeitnehmer- 
freibetrags, durch den gewisse Benachtei- 
ligungen ausgeglichen werden sollen, die 
die Arbeitnehmerschaft zur Zeit im Rahmen 
der für sie geltenden besonderen Besteue- 
rungsmethode erleidet; 

4. eine Herabsetzung der zur Zelt für die 
steuerbegünstigten Kapitalansammlungs- 
verträge geltenden Festlegungsfristen von 
7 bzw. 10 Jahren im Interesse einer Be- 
lebung der Spartätigkeit. 
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